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AMTLICHER TEIL

Bekanntmachung

über das endgültige Ergebnis der Wahl zum 
Oberbürgermeister – Hauptwahl – am 04. März 2018 

in der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) 

Gemäß § 77 Abs. 1 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes 
(BbgKWahlG) in Verbindung mit § 74 der Brandenburgischen Kom-
munalwahlverordnung (BbgKWahlV) hat der Kreiswahlausschuss in 
seiner Sitzung am 05. März 2018 folgendes Ergebnis der Wahl zum 
Oberbürgermeister – Hauptwahl – am 04. März 2018 in der kreisfrei-
en Stadt Frankfurt (Oder)  festgestellt:

Zahl der wahlberechtigten Personen:	 48.562

Zahl der Wähler:	 22.084

Zahl der  ungültigen Stimmen:	      205

Zahl der gültigen Stimmen:	 21.879

Stimmenzahl, die mehr als die Hälfte der
abgegebenen gültigen Stimmen umfasst:	 10.940

Stimmenzahl, die 15 v. H. der
Wahlberechtigten umfasst:	   7.285

Erforderliche Stimmenzahl für die Wahl des
Oberbürgermeisters (§ 72 Abs. 2 Satz 1 BbgKWahlG)	 10.940

Von den gültigen Stimmen entfielen auf

Bewerber (Vor- und 
Familienname)

Kurzbezeichnung des 
Wahlvorschlagsträger

Stimmen

René Wilke Frankfurt geht besser 9.505

Markus Derling CDU 3.116

Jens-Marcel Ullrich SPD 1.099

Wilko Möller AfD 3.726

Dr. Martin Wilke Einzelwahlvorschlag Dr. Wilke 4.433 

Der Kreiswahlausschuss hat festgestellt, dass nach § 72 Abs. 2 Satz 
2 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes keiner der Be-
werber die erforderliche Stimmenzahl erhalten hat und damit eine  
Stichwahl am 18. März 2018 zwischen den Bewerbern René Wilke 
(Frankfurt geht besser) und Dr. Martin Wilke (Einzelwahlvorschlag Dr. 
Wilke) stattfindet.

 
Frankfurt (Oder), den 06.03.2018

Beckmann 	
Kreiswahlleiter

Bekanntmachung

über das endgültige Ergebnis der Wahl zum 
Oberbürgermeister – Stichwahl – am 18. März 2018 

in der kreisfreien Stadt Frankfurt (Oder) 

Gemäß § 77 Abs. 2 des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes 
(BbgKWahlG) in Verbindung mit § 74 der Brandenburgischen Kom-
munalwahlverordnung (BbgKWahlV) hat der Kreiswahlausschuss in 
seiner Sitzung am 21. März 2018 folgendes Ergebnis der Wahl zum 
Oberbürgermeister – Stichwahl – am 18. März 2018 in der kreisfreien 
Stadt Frankfurt (Oder)  festgestellt:

Zahl der wahlberechtigten Personen:	 48.572

Zahl der Wähler:	 18.317

Zahl der  ungültigen Stimmen:	      176

Zahl der gültigen Stimmen:	 18.141

Stimmenzahl, die mehr als die Hälfte der
abgegebenen gültigen Stimmen umfasst:	   9.071

Stimmenzahl, die 15 v. H. der
Wahlberechtigten umfasst:	   7.286

Erforderliche Stimmenzahl für die Wahl des
Oberbürgermeisters (§ 72 Abs. 2 Satz 4 BbgKWahlG)	   9.071

Von den gültigen Stimmen entfielen auf

Bewerber (Vor- und 
Familienname)

Kurzbezeichnung des 
Wahlvorschlagsträger

Stimmen

René Wilke Frankfurt geht besser 11.337

Dr. Martin Wilke Einzelwahlvorschlag Dr. Wilke 6.804

Der Kreiswahlausschuss hat festgestellt, dass nach § 72 Abs. 2 Satz 4 
des Brandenburgischen Kommunalwahlgesetzes der Bewerber René 
Wilke (Frankfurt geht besser) die erforderliche Stimmenzahl erhalten 
hat und damit zum neuen Oberbürgermeister gewählt worden ist.

 
Frankfurt (Oder), den 22.03.2018

Beckmann 	
Kreiswahlleiter
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Öffentliche Bekanntmachung 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan VBP-41-002 
„Birnbaumsmühle 65“ im beschleunigten Verfahren 

nach § 13 a Baugesetzbuch*; 
Bekanntmachung des Bebauungsplanes 

als Satzung gem. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt (Oder) hat 
am 22.03.2018 den vorhabenbezogenen Bebauungsplan VBP-41-002 
„Birnbaumsmühle 65“ im beschleunigten Verfahren nach § 13 a Bau-
gesetzbuch (Stand 08.01.2018) bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A), den textlichen Festsetzungen (Teil B) und dem Vorhaben- 
und Erschließungsplan des Vorhabenträgers (VEP, Stand 07.07.2017) 
als Satzung gem. § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch beschlossen. Die Be-
gründung wurde gebilligt. Zuvor war über die Berücksichtigung der 
Stellungnahmen beteiligten Behörden in der zum Beschluss vorge-
legten Satzung entschieden worden. Der Oberbürgermeister wurde 
beauftragt, die Behörden, deren Stellungnahmen vorliegen, von die-
sem Beschluss unter Angabe der Begründung in Kenntnis zu setzen. 
Dies geschieht gesondert in schriftlicher Form. Stellungnahmen der 
Öffentlichkeit lagen nicht vor.

Dieser Beschluss wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. Er kann 
im vollen Wortlaut während der allgemeinen Sprechzeiten im Bau-
amt, Zimmer 1.421 (Stadtverwaltung Frankfurt (Oder), Dezernat 
Stadtentwicklung, Bauen, Umweltschutz und Kultur, Bauamt, Stadt-
haus, Goepelstraße 38, 15234 Frankfurt (Oder), Haus 1, 1.OG) einge-
sehen werden.

Das Satzungsgebiet liegt westlich der Straße Birnbaumsmühle in 
deren südlichem Abschnitt zwischen Schubertstraße und der Privat-
straße, die in das Gewerbegebiet führt. Es umfasst die Flurstücke 208 
und 227 der Flur 98 mit insgesamt 10.318 m², die sich im Eigentum 
des Vorhabenträgers befinden. Erschlossen wird das Grundstück ei-
nerseits von der Straße Birnbaumsmühle und andererseits über die 
Privatstraße, welche die nordwestlich/nördlich gelegenen benach-
barten Gewerbegrundstücke erschließt (Sh. auch Abgrenzung des 
Geltungsbereichs auf beigefügter Übersichtskarte, die flurstücks-
scharfe Abgrenzung ist der Satzung zu entnehmen).

Jedermann hat auf Dauer die Möglichkeit, den Vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan mit Begründung und Vorhaben- und Erschließungs-
plan im Bauamt, Zimmer 1.421 (Stadtverwaltung Frankfurt (Oder), 
Dezernat Stadtentwicklung, Bauen, Umweltschutz und Kultur, Bau-
amt, Stadthaus, Goepelstraße 38, 15234 Frankfurt (Oder), Haus 1, 
1.OG, Tel. 0335/552 6107) während der Bürgersprechstunden einzu-
sehen und über dessen Inhalt Auskunft zu verlangen.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan VBP-41-002 „Birnbaums-
mühle 65“ tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 
Satz 4 Baugesetzbuch).

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 Baugesetzbuch, über 
die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 bis 42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile, de-
ren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantra-
gen ist und des § 44 Abs. 4 Baugesetzbuch, über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb von 
drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.

Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1-3, Abs. 2 
Baugesetzbuch bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften so-
wie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 
3 Satz 2 Baugesetzbuch sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1-3 Baugesetz-
buch unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Frankfurt (Oder) 
geltend gemacht worden sind. Bei der Geltendmachung ist der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, darzule-
gen (§ 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Dies gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2 a Baugesetzbuch beachtlich sind.

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die in der Kom-
munalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf vom 18.12.2007, 
GVBl. I S. 286 zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
10.07.2014, GVBl. I/2014 Nr. 32) enthalten oder aufgrund der Kom-

munalverfassung erlassen worden sind, ist unbeachtlich, wenn sie 
nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Frankfurt (Oder) unter der Bezeichnung der ver-
letzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend 
gemacht worden ist (§ 3 Abs. 4 BbgKVerf ).

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan, die Begründung und der 
Vorhaben- und Erschließungsplan werden ergänzend auch in das 
Internet eingestellt (www.frankfurt-oder.de) und über das zentrale 
Internetportal des Landes Brandenburg zugänglich gemacht (§ 10 a 
Abs. 2 Baugesetzbuch).

* Baugesetzbuch (BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017, BGBl. I S. 3634)

Anlage  – 	 Übersichtskarte zum Geltungsbereich			 
		  (siehe Seite 32)

Frankfurt (Oder), den 10.04.2018		

Dr. Martin Wilke 	 (Siegel)
Oberbürgermeister	
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Anlage  –  Übersichtskarte VBP-41-002 (siehe Seite 31)
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Öffentliche Bekanntmachung 

Satzung über die Aufhebung des Vorhaben- und Erschließ-
ungsplans VEP-02-006 „Wohnanlage Buschmühlen-

weg 29-34 Frankfurt (Oder)“ vom 22.09.1993 im 
vereinfachten Verfahren nach § 13 Baugesetzbuch; 

Bekanntmachung der Satzung gem. § 10 Abs. 3 
Baugesetzbuch* 

Gem. § 10 Baugesetzbuch (BauGB in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03.11.2017, BGBl. I S. 3634) i.V.m. § 3 der Kommunalver-
fassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf vom 18.12.2007, GVBl.I 
S.286 zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10.07.2014, 
GVBl.I/2014 Nr.32) hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Frankfurt (Oder) am 22.03.2018 beschlossen:

 
§ 1  Geltungsbereich

Das Plangebiet befindet sich auf der Westseite des Buschmühlenwe-
ges in Frankfurt (Oder). Folgende Flurstücke der Flur 55 sind Bestand-
teil des Geltungsbereiches des Plangebietes mit einer Größe von 1,3 
ha: 56, 57, 58. Maßgeblich ist der Lageplan, der Bestandteil dieser 
Satzung ist (Anlage).

§ 2  Gegenstand der Aufhebung

Der Vorhaben- und Erschließungsplan VEP-02-006 „Wohnanlage 
Buschmühlenweg 29-34 Frankfurt (Oder)“ vom 24.06.1993, ortsüb-
lich bekannt gemacht im Amtsblatt für die Stadt Frankfurt (Oder) am 
21.09.1993, wird hiermit vollständig aufgehoben.

 
§ 3  Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit ihrer öffentlichen Bekanntmachung im Amts-
blatt für die Stadt Frankfurt (Oder) in Kraft (§ 10 Abs. 3 BauGB).		

Frankfurt (Oder), den 10.04.2018		

Dr. Martin Wilke 	 (Siegel)
Oberbürgermeister

Anlage  – 	 Lageplan Maßstab 1:5.000, Stand 15.08.2017 			 
		  zur Satzung über die Aufhebung des Vorhaben- 
		  und Erschließungsplanes VEP-02-006 „Wohnanlage
		  Buschmühlenweg 29-34 Frankfurt (Oder)“ vom 			 
		  24.06.1993, Stand 15.08.2017

Bestandteil des Geltungsbereiches des Plangebietes mit einer Größe von 13.312 m²: sind die Flurstücke 56, 57, 58 der Flur 55.
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Öffentliche Bekanntmachung 

Information zum Beschluss über die Aufhebung des 
Bebauungsplanes BP-04-008 „Errichtung eines Kur- und 

Freizeitbades“ Bereich Südring – Kiesberge vom 09.06.1999 
sowie die parallele Änderung des Flächennutzungsplanes

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt (Oder) hat 
am 22.03.2018 die Satzung über die Aufhebung des Bebauungs-
planes BP-04-008 „Errichtung eines Kur- und Freizeitbades“ Bereich 
Südring – Kiesberge vom 09.06.1999 sowie die parallele Änderung 
des Flächennutzungsplanes der Stadt Frankfurt (Oder) beschlossen. 
Die Begründungen wurde gebilligt. Zuvor war über die Berücksich-
tigung der Stellungnahmen der Behörden entschieden worden. Der 
Oberbürgermeister wurde beauftragt, die Behörden, deren Stellung-
nahmen vorliegen, von diesem Beschluss unter Angabe der Begrün-
dung in Kenntnis zu setzen. Dies geschieht gesondert in schriftlicher 
Form. Stellungnahmen der Öffentlichkeit lagen nicht vor.

Der Oberbürgermeister wurde beauftragt, die Änderung des Flächen-
nutzungsplanes der höheren Verwaltungsbehörde zur Genehmigung 
vorzulegen. Der Oberbürgermeister wurde weiterhin beauftragt, die 
Aufhebungssatzung zum Bebauungsplan BP-04-008 „Errichtung ei-
nes Kur- und Freizeitbades“ Bereich Südring – Kiesberge (Rechtswirk-
samkeit: 23.06.1999) sowie die Änderung des Flächennutzungsplanes 
nach Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde auszufer-
tigen und anschließend ortsüblich bekanntzumachen.

Dieser Beschluss wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. Er kann 
im vollen Wortlaut während der allgemeinen Sprechzeiten im Bau-
amt, Zimmer 1.421 (Stadtverwaltung Frankfurt (Oder), Dezernat 
Stadtentwicklung, Bauen, Umweltschutz und Kultur, Bauamt, Stadt-
haus, Goepelstraße 38, 15234 Frankfurt (Oder), Haus 1, 1.OG) einge-
sehen werden.

Frankfurt (Oder), den 10.04.2018		

Dr. Martin Wilke 	
Oberbürgermeister

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Frankfurt (Oder) hat 
am 22.03.2018 die Satzung über die Aufhebung des Vorhaben- und 
Erschließungsplans VEP-02-006 „Wohnanlage Buschmühlenweg 29-
34 Frankfurt (Oder)“ vom 22.09.1993 im vereinfachten Verfahren 
nach § 13 Baugesetzbuch* als Satzung gem. § 10 Abs. 1 Baugesetz-
buch beschlossen. Die Begründung wurde gebilligt. Zuvor war über 
die Berücksichtigung der Stellungnahmen der beteiligten Behörden 
in der zum Beschluss vorgelegten Satzung entschieden worden. Der 
Oberbürgermeister wurde beauftragt, die Behörden, deren Stellung-
nahmen vorliegen, von diesem Beschluss unter Angabe der Begrün-
dung in Kenntnis zu setzen. Dies geschieht gesondert in schriftlicher 
Form. Stellungnahmen der Öffentlichkeit lagen nicht vor.

Dieser Beschluss wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. Er kann 
im vollen Wortlaut während der allgemeinen Sprechzeiten im Bau-
amt, Zimmer 1.421 (Stadtverwaltung Frankfurt (Oder), Dezernat 
Stadtentwicklung, Bauen, Umweltschutz und Kultur, Bauamt, Stadt-
haus, Goepelstraße 38, 15234 Frankfurt (Oder), Haus 1, 1.OG) einge-
sehen werden.

Das Satzungsgebiet befindet sich auf der Westseite des Buschmüh-
lenweges in Frankfurt (Oder). Folgende Flurstücke der Flur 55 sind 
Bestandteil des Geltungsbereiches des Plangebietes mit einer Größe 
von 1,3 ha: 56, 57, 58 (Siehe auch Abgrenzung des Geltungsbereichs 
auf beigefügter Übersichtskarte).

Die Satzung über die Aufhebung des Vorhaben- und Erschlie-
ßungsplans VEP-02-006 „Wohnanlage Buschmühlenweg 29-34 
Frankfurt (Oder)“ vom 22.09.1993 tritt mit dieser Bekanntma-
chung in Kraft.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 Baugesetzbuch, über 
die Fälligkeit etwaiger Entschädigungsansprüche im Falle der in den 
§§ 39 bis 42 Baugesetzbuch bezeichneten Vermögensnachteile, de-
ren Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantra-
gen ist und des § 44 Abs. 4 Baugesetzbuch, über das Erlöschen von 
Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb von 
drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen.

Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 – 3, Abs. 
2 Baugesetzbuch bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften 
sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 
3 Satz 2 Baugesetzbuch sind gemäß § 215 Abs. 1 Nr. 1-3 Baugesetz-
buch unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Frankfurt (Oder) 
geltend gemacht worden sind. Bei der Geltendmachung ist der Sach-
verhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, darzule-
gen (§ 215 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Dies gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2 a Baugesetzbuch beachtlich sind.

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften die in der 
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf vom 
18.12.2007, GVBl. I S. 286 zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 10.07.2014, GVBl. I/2014 Nr. 32) enthalten oder aufgrund der 
Kommunalverfassung erlassen worden sind, ist unbeachtlich, wenn 
sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schrift-
lich gegenüber der Stadt Frankfurt (Oder) unter der Bezeichnung der 
verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, gel-
tend gemacht worden ist (§ 3 Abs. 4 BbgKVerf ).

Die Satzung und die Begründung werden ergänzend auch in das 
Internet eingestellt (www.frankfurt-oder.de) und über das zentrale 
Internetportal des Landes Brandenburg zugänglich gemacht (§ 10 a 
Abs. 2 Baugesetzbuch).

* Baugesetzbuch (BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
03.11.2017, BGBl. I S. 3634)

Frankfurt (Oder), den 10.04.2018		

Dr. Martin Wilke 	
Oberbürgermeister
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Kulturförderrichtlinie der Stadt Frankfurt (Oder),
gültig mit Beschlussfassung im Jahr 2018

1.	 Ziele der Kulturförderung

	 Die Stadt Frankfurt (Oder) fördert künstlerische und kulturelle 
Projekte bzw. Maßnahmen, die das Kulturangebot der kommu-
nalen Einrichtungen ergänzen, erweitern und anregen. Die freie 
Kulturszene bildet damit einen wichtigen Faktor für das kulturel-
le Leben in der Stadt. Die zur Verfügung stehenden Mittel dienen 
der Förderung künstlerischer und kultureller Projekte. Die Pro-
jekte bzw. Maßnahmen sollen allen Bürgern/innen zugänglich 
sein, ein öffentliches Interesse erwarten lassen, Eigeninitiative, 
Mitverantwortung und Innovation unterstützen und fördern. 
Sie sollen ortsbezogen, die Kulturszene belebend und können 
kunstspartenübergreifend sein. Inhaltliche Grundlage für die 
Prioritäten in der Kulturförderung ist die jeweils geltende Kultur-
entwicklungsplanung.

2.	 Grundsätze

2.1.	 Die Kulturförderrichtlinie begründet keinen Rechtsanspruch auf 
Förderung. Sie gilt nur im Rahmen der jährlich zur Verfügung ge-
stellten Mittel für Projektförderung.

2.2.	 Ein angemessener Eigenanteil wird vorausgesetzt. Eigenleistun-
gen werden anerkannt. Sie können in Form von Arbeits- oder 
Sachleistungen erbracht werden und sind in geeigneter Form 
nachzuweisen.

2.3.	 Förderungen aus Mitteln Dritter sind zu prüfen und ggf. zu bean-
tragen. Im Kosten- bzw. Finanzierungsplan sind die beantragten 
oder bewilligten Zuschüsse auszuweisen.

2.4.	 Die Zusammenarbeit mit städtischen Institutionen schließt eine 
Förderung nicht aus.

2.5.	 Vereine, die institutionelle Förderungen erhalten, können in be-
gründeten Ausnahmefällen Mittel der Projektförderung erhalten.

2.6.	 Der Zuschuss darf nur für den im Zuwendungsbescheid be-
stimmten Zweck verwendet werden. Er ist sparsam und wirt-
schaftlich einzusetzen.

2.7.	 Eine Förderung kann widerrufen und der Zuschuss zurückgefor-
dert werden, wenn:

•	 die Förderung durch unrichtige oder unvollständige 	 	
Angaben erwirkt worden ist

•	 der Zuschuss ganz oder teilweise nicht zweckent-	
sprechend verwendet wurde

•	 der Verwendungsnachweis nicht rechtzeitig, 	
unvollständig oder unrichtig vorgelegt wurde

2.8.	 Nicht förderfähig sind:

•	 Aufwendungen für Speisen und Getränke / Bewirtung / 
Restaurantbesuche

•	 Geschenke, Blumen / Präsente
•	 pauschale Rechnungen (z.B. Büromaterial, Kostüme)
•	 Repräsentationskosten
•	 Leasing für Fahrzeuge
•	 Kontoführungs- und Mahngebühren
•	 Zinsen für Darlehen
•	 Mitgliedsbeiträge
•	 Auftrittskleidung
•	 Ausstattung mit Instrumenten und Notenmaterial
•	 Abschreibungen, Rückstellungen u.ä. nicht zahlungswirksa-

me Aufwendungen
•	 Veranstaltungen mit kommerziellem Charakter und solche, 

die in erster Linie der Geselligkeit dienen
•	 vereinsinterne Feste
•	 überwiegend berufliche, parteipolitische, religiöse Veranstal-

tungen
•	 Tanz, sofern eher sportlich als künstlerisch
•	 Ausstattungsgegenstände

2.9.	 Durch die Antragstellung wird diese Förderrichtlinie verbindlich 
anerkannt.

3.	 Gegenstand der Förderung

3.1.	 Kulturelle und künstlerische Projekte, Programme, Veranstaltun-
gen und Ausstellungen, die:

•	 in Frankfurt (Oder) stattfinden und allen Bürgern/Bürger-	
innen, Einwohnern und Gästen der Stadt zugänglich sind

•	 die eine regionale und überregionale Ausstrahlung 	
erwarten lassen

•	 die mit oder in offiziellen Partnerstädten der Stadt Frankfurt 
(Oder) organisiert und/oder durchgeführt werden.

3.2.	 Die Teilnahme an Veranstaltungen, Wettbewerben u. ä. außer-
halb der Stadt, wenn sie:

•	 von regionaler, überregionaler, nationaler oder 	
internationaler Bedeutung sind

•	 eine erhebliche Werbewirksamkeit für die 	
Stadt Frankfurt (Oder) haben.

4.	 Zuwendungsempfänger

4.1.	 Zuwendungsempfänger können gemeinnützige Vereine, Institu-
tionen, Körperschaften o.ä. sein, die ihre Gemeinnützigkeit nach-
weisen und die in Frankfurt (Oder) ansässig sind.

4.2.	 Zuwendungsempfänger können Antragssteller sein, die nicht in 
Frankfurt (Oder) ansässig sind, wenn die Projekte den Anforde-
rungen gemäß Abschnitt 3. entsprechen.

4.3.	 Das Projekt „Town and Gown“ – das Kooperationsprojekt zwi-
schen der Europa Universität Viadrina und der Stadt Frankfurt 
(Oder), erhält gemäß der im Jahr 2005 geschlossenen Rahmen-
vereinbarung einen jährlichen städtischen Zuschuss lt. dieser 
Richtlinie.

5.	 Art und Umfang der Projektförderung

5.1.	 Die Zuwendungen werden ausschließlich als Festbetragsfinan-
zierung gewährt.

5.2.	 Der Höchstförderbetrag wird mit 15.000,- € festgelegt. Höhere 
Förderungen sind möglich bei Projekten für die Drittmittel ein-
geworben werden. Die Förderung kann hier maximal 75% der 
zuwendungsfähigen Gesamtausgaben betragen.

5.3.	 Mehrfachbeantragungen sind möglich. 

5.4.	 Einsparungen oder Mehreinnahmen führen zu entsprechenden 
Rückzahlungen.

6.	 Zuwendungsvoraussetzungen/Antragsverfahren

6.1.	 Die Zuschüsse werden nur auf Antrag gewährt. Der Antrag ist 
schriftlich im Kulturbüro zu stellen, das Formular ist ebenfalls 
im Kulturbüro erhältlich bzw. über die Homepage des Eigenbe-
triebs Kulturbetriebe verfügbar. 

6.2.	 Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizulegen:

•	 Bei Erstbeantragungen sind der aktuelle Nachweis über 		 	
die Gemeinnützigkeit, der Nachweis der Rechtsform und 		
die Satzung vorzulegen

•	 Bei wiederholter Antragsstellung ist nur die Änderung 	
vorzulegen

•	 Projektbeschreibung
•	 Kosten- und Finanzierungsplan

6.3.	 Bei Vorsteuerabzugsmöglichkeiten sind im Antrag Nettobeträge 
auszuweisen.

6.4.	 Jahresübergreifende Projekte (maximal Zweijahresprojekte) sind 
bis 30.11. des Vorjahres zu beantragen. Die gesamte Förderung 
wird aus den zur Verfügung stehenden Projektmitteln des Jahres 
finanziert, in dem das Projekt begonnen wird.

6.5.	 Die Fristen für die Einreichung von Projektanträgen richten sich 
nach den Sitzungsterminen für den Werksausschuss des KUL-
TUREIGENBETRIEBS. Sie werden jährlich auf der Homepage der 
Stadt und des Eigenbetriebs Kulturbetriebe veröffentlicht.

6.6.	 Voraussetzung für die Bewilligung von Mitteln der Einzelprojekt-
förderung ist ggf. der für vorangegangene Maßnahmen bereits 
vorgelegte und geprüfte Verwendungsnachweis. 

6.7.	 Die Bewilligung von Förderungen ist nur möglich, wenn noch 
Mittel der Projektförderung zur Verfügung stehen.
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7.	 Bewilligungs-, Auszahlungs- und Nachweisverfahren

7.1.	 Die Entscheidung über die Gewährung einer Projektförderung 
trifft der Werksausschuss, unter Berücksichtigung der Empfeh-
lungen des/der 1. Werkleiters/in des Eigenbetriebs KULTURBE-
TRIEBE Frankfurt (Oder).

7.2.	 Der Zuwendungsbescheid enthält die jeweiligen konkreten Aus-
zahlungsmodalitäten sowie Formulare zur Mittelabforderung und 
zur Erstellung des Verwendungsnachweises.

7.3.	 Die Auszahlungen sind schriftlich abzufordern. Entsprechende 
Formulare liegen dem Zuwendungsbescheid bei.

7.4.	 Der Verwendungsnachweis des Zuschusses für die Projektförde-
rung ist grundsätzlich innerhalb von 3 Monaten nach Abschluss 
des Projektes im Kulturbüro einzureichen. Er besteht aus einem 
Sachbericht und einem zahlenmäßigen Nachweis, in dem Aus-
gaben und Einnahmen entsprechend des bei der Beantragung 
eingereichten Kosten- und Finanzierungsplanes zusammenzu-
stellen sind.

7.5.	 Aus dem Nachweis muss für jede Zahlung ersichtlich sein:

•	 Tag der Zahlung
•	 Zahlungsempfänger
•	 Zahlungsgrund (muss Zusammenhang 	 	

zum Projekt deutlich werden)
•	 Höhe des Betrages

7.6.	 Mit dem Nachweis sind prüfungsfähige Originalbelege, Verträge 
und ggf. Leistungsbeschreibungen für Aufträge und Angebote 
sowie der Zahlungsnachweis geordnet vorzulegen.

7.7.	 Ausgaben, die nicht ordnungsgemäß nachgewiesen werden, kön-
nen nicht anerkannt werden.

7.8.	 Das Kulturbüro bzw. die Stadt Frankfurt (Oder) sind berechtigt, 
Bücher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen einzusehen 
oder anzufordern sowie die Verwendung des Zuschusses durch 
örtliche Erhebung prüfen zu lassen.

8.	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

8.1.	 Die Weitergabe der bewilligten Zuschüsse an Dritte ist unzuläs-
sig und führt zu Rückforderungen.

8.2.	 Bei Veröffentlichungen und Werbemaßnahmen ist auf die Förde-
rung durch das Kulturbüro hinzuweisen.

8.3.	 Plakate, Programme und sonstige im Zusammenhang mit dem 
geförderten Projekt erstellte Veröffentlichungen und Werbemit-
tel sind dem Kulturbüro mindestens in zweifacher Ausfertigung 
mit Abschluss des Projektes bzw. bei Vorlage des Verwendungs-
nachweises kostenlos zur Verfügung zu stellen.

9.	 Inkrafttreten

	 Die Kulturförderrichtlinie der Stadt Frankfurt (Oder) tritt mit 
Beschlussfassung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Richtlinie vom 
01.01.2013 außer Kraft.

Frankfurt (Oder), den 09.04.2018		

Dr. Martin Wilke 	
Oberbürgermeister

Bekanntmachung 

über Beschlüsse der Stadtverordnetenversammlung  
aus ihrer Sitzung vom 22.03.2018

Die Stadtverordnetenversammlung hat folgende Beschlüsse gefasst:

Konzept zum Umgang mit Kunst im öffentlichen Raum in Frankfurt 
(Oder)

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, im Laufe des Jahres 2018 ein 
Konzept zum Umgang mit Kunst im öffentlichen Raum in Frankfurt 
(Oder) zu erarbeiten.

Das Konzept soll folgende Punkte beinhalten:

- 	 Zeitplan zur Weiterentwicklung der bestehenden Erfassung von 
Kunstwerken zu einer systematischen Datenbank, die sowohl für 
die Arbeit der Stadtverwaltung mit dem Bestand dient als auch 
Informationen für sachkundige Dritte (bspw. Wissenschaftler/in-
nen, die dazu forschen) zugänglich macht

- 	 Etablierung strukturierter Entscheidungsprozesse für Fragen 
von (Wieder-) Aufstellung oder Anbringung, Abbau oder Abga-
be von Kunstwerken und deren Priorisierung unter Beteiligung 
des Beirats für Stadtgestaltung und Kunst im öffentlichen Raum - 
Sensibilisierung von Dritten (bspw. Immobilien- oder Flächen-Ei-
gentümerInnen) zur Verhinderung von ungewollter Zerstörung 
von Kunstwerken

- 	 Information von Interessierten, die eingelagerte Kunstwerke 
(wieder)aufstellen möchten

- 	 Zeitplan zur Entwicklung eines Patenschaftsprogramms zur Sa-
nierung und/oder (Wieder-)Aufstellung/Anbringung von Kunst-
werken

- 	 Darstellung der aktuellen Rahmenbedingungen zur Schaffung 
neuer Kunstwerke im öffentlichen Raum

- 	 Darstellung von Potenzialen des Themas im Bereich Tourismus 
und Stadtmarketing

- 	 Einbezug der laufenden Aktivitäten zur Sicherung gegen Dieb-
stahl und Vandalismus

- 	 Einbezug der laufenden Aktivitäten bzgl. der Artothek

- 	 Öffentlichkeitsarbeit zum Thema

Grünflächenmahd optimieren und Baumfällungen begründen – ge-
setzlich geforderten Naturschutzbeirat einsetzen

1. 	 Der Oberbürgermeister wird gebeten zu prüfen, wie die städti-
sche Grünflächenmahd weiter optimiert werden kann, um den 
Zielen des Artenschutzes stärker Rechnung zu tragen und den 
wirtschaftlichen Auswirkungen des Insektenschwundes entge-
genzuwirken. Die Stadtverordnetenversammlung ist über die 
Ergebnisse der Prüfung bis zum 30.6.2018 zu unterrichten. Das 
Ergebnis soll anschließend im wieder eingesetzten gesetzlich 
vorgeschriebenen Naturschutzbeirat vorgestellt werden.

2. 	 Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, dem Ausschuss für 
Stadtentwicklung, Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Umwelt wie-
der regelmäßig die Liste gefällter Bäume bzw. geplanter/be-
antragter Fällungen vorzulegen. Diese Liste ist zukünftig auch 
online verfügbar zu machen, um interessierten BürgerInnen zu 
ermöglichen, die Fällungsgründe nachzuvollziehen.

Haushaltssicherungskonzept der Stadt Frankfurt (Oder) für das 
Haushaltsjahr 2018

Die Stadtverordnetenversammlung beschloss nach vorheriger Bera-
tung in den Fachausschüssen das Haushaltssicherungskonzept der 
Stadt Frankfurt (Oder) für das Haushaltsjahr 2018 einschließlich der 
Änderungen der Verwaltung zum Haushaltssicherungskonzept mit 
Stand vom 19.03.2018.

Haushaltssatzung der Stadt Frankfurt (Oder) für das Haushaltsjahr 
2018

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt nach vorheriger Bera-
tung in den Fachausschüssen die Haushaltssatzung 2018 der Stadt 
Frankfurt (Oder) mit dem Haushaltsplan sowie seiner Bestandteile 
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und Anlagen einschließlich des ersten Änderungsdienstes der Ver-
waltung zur Haushaltssatzung mit Stand vom 05.03.2018, des zwei-
ten Änderungsdienstes mit Stand vom 07.03.2018 und des dritten 
Änderungsdienstes mit Stand vom 19.03.2018.

Die Haushaltssatzung 2018 der Stadt Frankfurt (Oder) enthält ge-
nehmigungspflichtige Teile und ist der Kommunalaufsichtsbehörde 
vorzulegen.

Nach Erteilung der Genehmigung wird die Haushaltssatzung 2018 
der Stadt Frankfurt (Oder) im Amtsblatt für die Stadt Frankfurt (Oder) 
öffentlich bekannt gemacht.

Gefahrenabwehrbedarfsplan der Stadt Frankfurt (Oder) 1. Fort-
schreibung

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Gefahrenab-
wehrbedarfsplan 1. Fortschreibung der Stadt Frankfurt (Oder) in der 
Vorlage vom 20.02.2018

Sofortmaßnahmen zur Sanierung der Elektroanlage einschließlich 
der dazugehörigen Bauleistungen in der Konzerthalle C.-Ph.-E.-Bach

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt mit der unabweis-
baren Maßnahme „Sanierung der Elektroanlage der Konzerthalle 
C.- Ph.- E.- Bach“ einschließlich der dazugehörigen Bauleistungen im 
Umfang von 360.000 €, zu beginnen.

Die bauliche Umsetzung der Maßnahme hat in der Spielpause des 
Staatsorchesters im Juli/August 2018 zu erfolgen.

Richtlinie für die Förderung Freier Projekte gültig mit Beschlussfas-
sung

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt die Kulturförderricht-
linie der Stadt Frankfurt (Oder), gültig mit Beschlussfassung.

Fortschreibung der "Richtlinie zur Förderung von Kindern in Kin-
dertagespflege gemäß §§ 22 bis 24 SGB VIII in der Stadt Frankfurt 
(Oder)"

Die Stadtverordnetenversammlung gibt die Zustimmung zur „Richt-
linie zur Förderung von Kindern in Kindertagespflege gemäß §§ 22 
bis 24 SGB VIII in der Stadt Frankfurt (Oder)“ gemäß Anlage 1 dieser 
Beschlussvorlage mit Wirkung zum 01.04.2018.

Maßnahmen zur Umsetzung des Kommunalinvestitionsförderungs-
gesetzes 2 (KInvFG 2) - Festlegung der Einzelmaßnahmen im Vor-
griff auf den Beschluss der HH-Satzung 2018ff.

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

1. 	 Die von der Verwaltung vorgeschlagenen Maßnahmen zur Um-
setzung des Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes (KInvFG 
2) zu bestätigen.

-	 Neubau Haus II Oberschule „Ulrich-v.-Hutten“

- 	 Sanierung Dach Gauß-Gymnasium

- 	 Sanierung Turnhalle Bergstraße 	
(Grundschule „Am Botanischen Garten“)

- 	 Sanierung Turnhalle Beckmannstraße 	
(städtisches Gymnasium)

2. 	 Der Oberbürgermeister wurde beauftragt, für diese Maßnahmen 
die entsprechenden Fördermittel im Programm des KInvFG 2 zu 
beantragen.

Vorhabenbezogener Bebauungsplan VBP-41-002 "Birnbaumsmüh-
le 65" hier: Beschluss über die Wertung der während der öffentli-
chen Auslegung eingegangenen Stellungnahmen der Behörden 
sowie Beschluss über den Bebauungsplan als Satzung gemäß § 10 
Abs. 1 Baugesetzbuch

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

1. 	 Die Stellungnahmen der Behörden werden entsprechend den Wer-
tungsvorschlägen (Bestandteil der Begründung zum vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan) in der zum Beschluss vorliegenden Sat-
zung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan berücksichtigt.

	 Der Oberbürgermeister wurde beauftragt, die Behörden, deren 
Stellungnahmen vorliegen, von diesem Beschluss unter Angabe 
der Begründung in Kenntnis zu setzen.

2. 	 Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan VBP-41-002 „Birnbaums-

mühle 65“ wurde in der vorliegenden Fassung, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A), den textlichen Festsetzungen (Teil B) und 
dem Vorhaben- und Erschließungsplan des Vorhabenträgers, ge-
mäß §10 Abs.1 Baugesetzbuch in Verbindung mit § 3 Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf ) als Satzung 
beschlossen.

3. 	 Die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
(Stand: 08.01.2018) wurde gebilligt. Der Oberbürgermeister wur-
de beauftragt, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan VBP-
41-002 „Birnbaumsmühle 65“ auszufertigen und anschließend 
ortsüblich bekanntzumachen. Der zwischen der Stadt und dem 
Vorhabenträger abgeschlossene Durchführungsvertrag liegt vor.

Satzung über die Aufhebung des Bebauungsplans BP-04-008 "Er-
richtung eines Kur- und Freizeitbades" Bereich Südring – Kiesberge 
vom 09.06.1999 hier: Beschluss über die Aufhebungssatzung sowie 
die Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

1. 	 Die Stellungnahmen der Behörden werden entsprechend den 
Wertungsvorschlägen der Verwaltung (Bestandteil der Begrün-
dungen zum Bebauungs- und Flächennutzungsplan) in der 
zum Beschluss vorgelegten Satzung sowie in der parallelen Än-
derung des Flächennutzungsplanes berücksichtigt bzw. nicht 
berücksichtigt. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Be-
hörden, deren Stellungnahmen vorliegen, von diesem Beschluss 
unter Angabe der Begründung in Kenntnis zu setzen.

2. 	 Die Satzung zur Aufhebung des Bebauungsplanes BP-04-008 
„Errichtung eines Kur- und Freizeitbades“ Bereich Südring - Kies-
berge (Rechtswirksamkeit: 23.06.1999) sowie die Änderung des 
Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren wurden gemäß §10 
Abs.1 Baugesetzbuch in Verbindung mit §3 BbgKVerf (Kommu-
nalverfassung des Landes Brandenburg) beschlossen.

3. 	 Die Begründung zur Aufhebungssatzung (Anlage 2, Stand: Janu-
ar 2018) sowie die Begründung zur Änderung des Flächennut-
zungsplanes (Anlage 5, Stand: Januar 2018) wurden gebilligt.

4. 	 Der Oberbürgermeister wurde beauftragt, die Änderung des 
Flächennutzungsplanes der höheren Verwaltungsbehörde zur 
Genehmigung vorzulegen.

5. 	 Der Oberbürgermeister wurde beauftragt, die Aufhebungssat-
zung zum Bebauungsplan BP-04-008 „Errichtung eines Kur- und 
Freizeitbades“ Bereich Südring – Kiesberge (Rechtswirksamkeit: 
23.06.1999) sowie die Änderung des Flächennutzungsplanes 
nach Genehmigung durch die höhere Verwaltungsbehörde aus-
zufertigen und anschließend ortsüblich bekanntzumachen.

Satzung über die Aufhebung des Vorhaben- und Erschließungs-
plans VEP-02-006 "Wohnanlage Buschmühlenweg 29-34 Frankfurt 
(Oder)" vom 22.09.1993 hier: Beschluss über die Aufhebungssat-
zung im vereinfachten Verfahren nach §13 Baugesetzbuch

Die Stadtverordnetenversammlung beschließt:

1. 	 Die Stellungnahmen der Behörden werden entsprechend den 
Wertungsvorschlägen der Verwaltung (Bestandteil der Begrün-
dung zur Aufhebungssatzung) in der zum Beschluss vorgelegten 
Satzung berücksichtigt bzw. nicht berücksichtigt. Der Oberbür-
germeister wird beauftragt, die Behörden, deren Stellungnah-
men vorliegen, von diesem Beschluss unter Angabe der Begrün-
dung in Kenntnis zu setzen.

2. 	 Der Satzungsbeschluss über die Aufhebung des Vorhaben- und 
Erschließungsplanes VEP-02-006 „Wohnanlage Buschmühlen-
weg 29-34 Frankfurt (Oder)“ (Rechtswirksamkeit: 21.09.1993) 
wurde gemäß §10 Abs.1 Baugesetzbuch in Verbindung mit §3 
BbgKVerf (Kommunalverfassung des Landes Brandenburg) be-
schlossen. 

3. 	 Die Begründung zur Aufhebungssatzung (Stand: Januar 2018) 
wurde gebilligt. Der Oberbürgermeister wurde beauftragt, die 
Satzung über die Aufhebung des Vorhaben- und Erschließungs-
planes VEP-02-006 „Wohnanlage Buschmühlenweg 29-34 Frank-
furt (Oder)“ (Rechtswirksamkeit: 21.09.1993) auszufertigen und 
anschließend ortsüblich bekanntzumachen.
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Investorenauswahlverfahren als Interessenbekundungsverfahren 
mit anschließender Anhandgabe für das "Grundstück der ehemali-
gen Grundschule Mitte/ Marktostseite" in Frankfurt (Oder)

Die Stadtverordnetenversammlung beauftragt den Oberbürger-
meister:

1. 	 das Investorenauswahlverfahren als Interessenbekundungsver-
fahren mit anschließender Anhandgabe für das "Grundstück 
der ehemaligen Grundschule Mitte/ Marktostseite" in Frankfurt 
(Oder) nach der Entscheidung zur Entbehrlichkeit des Standor-
tes der ehemaligen Grundschule Mitte in der Bischofstraße wie-
deraufzunehmen,

2. 	 die Auswahlkommission im April 2018 für die Entscheidung im 
Investorenauswahlverfahren zur Aufnahme von Vertragsver-
handlungen für den Anhandgabezeitraum einzuberufen, und 
stellt fest,

3. 	 dass das Grundstück Bischofstraße incl. Schulbebauung ent-
behrlich ist und der Abriss der Schule bei positivem Abschluss 
des Investorenauswahlverfahrens erfolgen kann.

Die Stadtverordnetenversammlung hat folgende Sachverhalte zur 
Kenntnis genommen:

Information zum geplanten Neubau einer barrierefreien Kombihal-
testelle Magistrale in der Karl-Marx-Straße

Information über den bestätigten Umsetzungsplan 2018-2020 für 
die städtebaulichen Gesamtmaßnahmen und den Stadtumbau

Prüfung zur Notwendigkeit der Beibehaltung des Schulstandortes 
in der Bischofstraße im Zentrum der Stadt Frankfurt (Oder)

Kleine Anfrage - Jahresrechnungen/Eröffnungsbilanz/laufende Bu-
chungen von Investitionen/ nicht verwendete investive Fördermit-
tel/personelle Absicherung der Kämmerei

Mitteilung über die überörtliche Prüfung des Eigenbetriebes "Kul-
turbetriebe Frankfurt (Oder)"

Frankfurt (Oder), den 09.04.2018		

Dr. Martin Wilke 	
Oberbürgermeister

R I C H T L I N I E 

zur Förderung von Kindern in Kindertagespflege 
gemäß §§ 22 bis 24 SGB VIII in der Stadt Frankfurt (Oder)

(gültig ab 01.04.2018)

Rechtsgrundlagen

-	 Achtes Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) – Kinder- und 	
Jugendhilfe 

- 	 Zweites Gesetz zur Ausführung des Achten Buches des 	
Sozialgesetzbuches – Kinder- und Jugendhilfe – Kinder-	
tagesstättengesetz (KitaG)

-	 Verordnung über die Eignung des Angebotes von Kinder-	
tagespflege, insbesondere die Qualifikation der Tagespflege-	
person und die räumlichen Voraussetzungen (Kindertages-
pflegeeignungsverordnung-TagpflegEV) 

-	 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) – Sozialverwaltungs-
verfahren und Sozialdatenschutz 

	 in der jeweils gültigen Fassung.

 
Inhaltsübersicht

1.	 Grundsätze der Kindertagespflege

2. 	 Inanspruchnahme von Kindertagespflege

3. 	 Vermittlung einer Kindertagespflegeperson

4. 	 Grundsätze für die Erteilung der Pflegeerlaubnis

5.	 Rücknahme der Pflegeerlaubnis 
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1.	 Grundsätze der Kindertagespflege

Grundlage für die Kindertagespflege sind die gesetzlichen Bestim-
mungen des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und Jugend-
hilfe – (SGB VIII) in der jeweils gültigen Fassung. Gemäß § 24 SGB VIII 
hat der öffentliche Träger der Jugendhilfe für Kinder im Alter unter 3 
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Jahren ein bedarfsgerechtes Angebot an Plätzen in Tageseinrichtun-
gen und in Kindertagespflege vorzuhalten. Die Kindertagespflege ist  
demzufolge gemäß §§ 22 bis 24 SGB VIII ein Angebot der Jugendhilfe 
zur Förderung von Kindern, das die Entwicklung des Kindes fördern, 
die Erziehung und Bildung in der Familie unterstützen und ergänzen 
sowie den Eltern1 dabei helfen soll, Erwerbstätigkeit und Kindererzie-
hung miteinander zu vereinbaren.

Mit dem Tagesausbaubetreuungsgesetz (TAG) sowie dem Kinderförde-
rungsgesetz (KiföG) erfolgte 2005 und 2008 eine deutliche Aufwertung 
der Kindertagespflege. Die Kindertagespflege soll zu einer der Kinder-
tagesstätte gleichwertigen, fachlich anerkannten und angemessen 
vergüteten Vollzeittätigkeit entwickelt werden. Besonderes Merkmal 
der Kindertagespflege ist die familienähnliche Betreuung von Kindern 
durch Personen, die regelmäßig für einen bestimmten Zeitraum den 
Betreuungsauftrag für die Eltern übernehmen. Sie bietet Kindern einen 
überschaubaren Rahmen entsprechend ihrem Entwicklungsstand und 
geeignete Fördermöglichkeiten für besondere Bedürfnisse.

Im Kontext der Erweiterung des Rechtsanspruches auf Kindertages-
betreuung 2013 erfolgte außerdem in Frankfurt (Oder) der Ausbau 
der Kindertagespflege durch die Anstellung von Kindertagespflege-
personen bei freien Trägern. Die Erteilung der Pflegeerlaubnis durch 
den Leistungsverpflichteten ist davon unberührt. 

Aufgaben und Ziele der Kindertagespflege lassen sich aus dem § 3 
Abs. 2 KitaG ableiten:

  •	 Entwicklung der Kinder durch ein ganzheitliches Bildungs-, Er-
ziehungs-, Betreuungs- und Versorgungsangebot

  •	 Erschließung von Erlebnis-, Handlungs- und Erkenntnismöglich-
keiten ausgehend von den Bedürfnissen der Kinder

  •	 Stärkung der Eigenverantwortlichkeit und Gemeinschaftsfähig-
keit der Kinder, unter anderem durch eine alters- und entwick-
lungsgemäße Beteiligung 

  •	 Förderung der körperlichen, geistigen und sprachlichen Fähig-
keiten der Kinder sowie ihrer seelischen, musischen und schöp-
ferischen Kräfte

  •	 Regelmäßige Feststellung des Entwicklungsstandes der Kinder 

  •	 Berücksichtigung der unterschiedlichen Lebenslagen, kulturel-
len und weltanschaulichen Hintergründe sowie alters- und ent-
wicklungsbedingten Bedürfnisse der Jungen und Mädchen 

  •	 Förderung des gleichberechtigten, partnerschaftlichen, sozialen 
und demokratischen Miteinanders sowie des Zusammenlebens 
von Kindern mit und ohne Behinderungen 

  •	 Gewährleistung einer gesunde Ernährung und Versorgung 

  •	 Vermittlung eines verantwortungsvollen Umgangs mit der Umwelt 

Die Umsetzung der Ziele und Aufgaben, die Berücksichtigung der 
Grundsätze der elementaren Bildung sowie die Überprüfung der Ar-
beit durch Qualitätsfeststellung werden durch die Kindertagespfle-
gepersonen in einer pädagogischen Konzeption beschrieben.

Die Räumlichkeiten und die Ausstattung sollen anregungsreich und 
kindgemäß sein; sie müssen gewährleisten, dass die Betreuung in 
Kindertagespflege die o.g. Aufgaben und Ziele erfüllen kann und die 
Sicherheit des Kindes gewährleistet ist. 

Die Förderung in Kindertagespflege nach § 23 SGB VIII durch den öf-
fentlichen Träger der Jugendhilfe umfasst folgende Leistungen:

  •	 Schriftliche Erlaubniserteilung für Kindertagespflegepersonen

  •	 Vermittlung des Kindes zu einer geeigneten Kindertagespflege-
personen

  •	 Fachliche Beratung, Begleitung und Qualifizierung der Kinderta-
gespflegepersonen

  •	 Gewährung einer laufenden Geldleistung unter Berücksichtigung 
der spezifischen Anspruchsvoraussetzungen

  •	 Sicherstellung einer anderen Betreuungsmöglichkeit für das Kind 
bei Ausfallzeiten einer Kindertagespflegeperson

2.	 Inanspruchnahme von Kindertagespflege

Kindertagespflege ist eine Betreuungsform vorrangig für Kinder un-
ter 3 Jahren. Kinder im Kindergartenalter oder schulpflichtige Kinder 
sollen vorrangig Kindertageseinrichtungen besuchen. Für Kinder 

im Alter über 3 Jahren kommt daher die Kindertagespflege nur in 
Betracht, wenn die Betreuung in einer Kindertageseinrichtung aus 
individuellen Gründen oder aus Gründen, die der der öffentliche Trä-
ger zu vertreten hat nicht möglich und/ oder nicht zu empfehlen ist. 
Diese Gründe sind glaubhaft zu machen.

Formal grenzt sich die Kindertagespflege gegenüber der Tagesein-
richtung dadurch ab, dass nur max. 5 Kinder in einer Kindertagespfle-
gestelle betreut werden dürfen. Ab dem sechsten Kind ist die regel-
mäßige Betreuung als pädagogische Einrichtung zu werten, die einer 
Betriebserlaubnis des überörtlichen Trägers gem. § 45 SGB VIII bedarf.

Kindertagespflege kann im Haushalt der Kindertagespflegeperson, 
in einem dafür gemieteten Raum oder  im Haushalt der Personensor-
geberechtigten durchgeführt werden. 

3.	 Vermittlung einer Kindertagespflegeperson

Die Vermittlung einer Kindertagespflegeperson und die Vorhaltung 
von Kindertagespflegestellen gehören zu den Leistungen der Ju-
gendhilfe. Die Planung der Kapazitäten erfolgt im Rahmen der Ju-
gendhilfeplanung (Planteil Kinderbetreuungsplanung)

Die Vermittlung in Kindertagespflege ist eine fachliche Leistung des 
Amtes für Jugend und Soziales, durch die ein Kind, Eltern und eine 
Kindertagespflegeperson mit dem Ziel zusammengeführt werden, 
eine regelmäßige familienergänzende Betreuung sicherzustellen. 

Es werden nur Kindertagespflegepersonen vermittelt, deren Eig-
nung zuvor festgestellt wurde und die über eine entsprechende Pfle-
geerlaubnis verfügen.

Auch eine selbst organisierte Kindertagespflegeperson kann gemäß 
§ 18 Abs. 1 KitaG nachträglich als geeignet und erforderlich aner-
kannt werden, wenn deren Qualifikation und persönliche Eignung 
nachträglich festgestellt und eine Erlaubnis erteilt wird.

Geeignet ist eine Kindertagespflegeperson für das jeweilige Kind 
dann, wenn eine angemessene und erforderliche Betreuung, wel-
che die konkrete Lebenssituation der Familie berücksichtigt, ge-
währleistet ist und dem Kind die für seine Entwicklung geeigneten 
Förderbedingungen geboten werden können. 

Bei der Vermittlung sind die pädagogischen Grundverständnisse 
und Erziehungsvorstellungen der Erziehungsberechtigten und der 
Kindertagespflegepersonen aufeinander abzustimmen.

Den Eltern wird auf Anfrage eine Liste der Kindertagespflegeperso-
nen in Frankfurt (Oder) ausgehändigt, die vom Amt für Jugend und 
Soziales als geeignet anerkannt sind. Es liegt im Ermessen und in der 
Entscheidung der Eltern, welche Kindertagespflegeperson ihr Kind 
betreut. Die Verantwortung für das Wohlergehen des Kindes und für 
das Gelingen des Kindertagespflegeverhältnisses obliegt ebenfalls 
den Eltern. Hierauf wird im Vermittlungsgespräch ausdrücklich hin-
gewiesen.

Bei Bedarf werden Eltern sowie anerkannte und potentielle Kinderta-
gespflegepersonen in allen die Durchführung der Kindertagespflege 
betreffenden Angelegenheiten fachkundig durch das Amt für Ju-
gend und Soziales beraten.

4.	 Grundsätze für die Erteilung der Pflegeerlaubnis

Wer Kinder außerhalb ihrer Wohnung in anderen Räumen während 
des Tages mehr als 15 Stunden wöchentlich gegen Entgelt länger als 
drei Monate betreuen will, bedarf nach § 43 SGB VIII der Erlaubnis. 
Die Erlaubnis befugt zur Betreuung von bis zu fünf Kindern und ist 
auf fünf Jahre befristet. Für die Erlaubnis zur Kindertagespflege ist ein 
schriftlicher Antrag zu stellen. 

Die Erlaubnis wird erteilt, wenn die Person für die Kindertagespflege 
qualifiziert und geeignet ist, sich durch Persönlichkeit, Sachkompe-
tenz und Kooperationsbereitschaft auszeichnet und über kindge-
rechte Räume verfügt.

Die  Betreuungszeit der Kinder soll ihrem Alter, ihrem Entwicklungs-
stand sowie ihren Bedürfnissen entsprechen. 

Die Kindertagespflegeperson hat das Amt für Jugend und Soziales 
über wichtige Ereignisse und Vorkommnisse zu unterrichten, die für 
die Betreuung des oder der Kinder bedeutsam sind.

Die Zahl der zu betreuenden Kinder kann eingeschränkt werden 
bzw. die Erlaubnis für weniger als fünf Kinder erteilt werden. 
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Bei Nichterfüllung einzelner Auflagen, bei Kindeswohlgefährdung 
oder bei unzureichender Qualifikation  ist die Pflegeerlaubnis zu ver-
sagen bzw. ganz oder teilweise zu entziehen.

Der Leistungsverpflichtete kann der Kindertagespflegeperson die 
weitere Beschäftigung untersagen, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass sie die für ihre Tätigkeit erforderliche Persönlich-
keit, Sachkompetenz und Kooperationsbereitschaft nicht besitzt.

Die Pflegeerlaubnis erlischt, wenn die Kindertagespflegeperson in 
einem Zeitraum von mehr als 12 Monaten keine Kinder in Kinderta-
gespflege betreut.

Zur Erteilung einer Pflegeerlaubnis durch das Amt für Jugend und 
Soziales ist folgendes erforderlich:

  •	 Führung eines Beratungsgespräches im Amt für Jugend und So-
ziales

  •	 Formloser Antrag auf Erteilung einer Erlaubnis zur Kindertages-
pflege

  •	 Ausgefüllter Bewerbungsbogen

  •	 Lebenslauf

  •	 Nachweis über Schulabschluss und Berufsausbildung (Zeugnisse)

  •	 Referenzen und Zeugnisse bisheriger pädagogischer Tätigkei-
ten, sofern vorhanden

  •	 Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an dem 160 Stunden 
umfassenden Qualifizierungskurs für Kindertagespflege (Bewer-
ber/in ohne pädagogische Ausbildung)

  •	 Nachweis über die erfolgreiche Teilnahme an ein 30 Stunden 
umfassenden Vorbereitungsseminar für Kindertagespflege (Be-
werber/in mit pädagogischer Ausbildung)

  •	 Nachweis über die Absolvierung eines Praktikums (mindestens 
2 Wochen) im Bereich U3 Kita oder Kindertagespflege, um ange-
henden Tagespflegepersonen einen Einblick in die Praxis der Kin-
dertagesbetreuung zugeben, Strukturen und Abläufe kennen zu 
lernen und ggf. Anregungen für die eigene Tätigkeit zu erhalten 
(bei erfahrenen pädagogischen Fachkräften bzw. dem Nachweis 
einschlägiger Erfahrungen ist dieser Nachweis entbehrlich) 

  •	 Erweitertes Führungszeugnis nach § 30 Abs. 5 und § 30a Abs. 
1 des Bundeszentralregistergesetzes (Führungszeugnis zur Vor-
lage bei einer Behörde) für alle Personen über 18 Jahre, die im 
Haushalt angemeldet sind

  •	 amtsärztliches Gutachten für die Kindertagespflegeperson, aus 
dem  hervorgeht, dass keine Bedenken hinsichtlich der Aus-
übung einer Kindertagespflegetätigkeit bestehen, einschließlich 
Nachweis über die Belehrung Infektionsschutzgesetz (Belehrung 
muss einmal im Jahr aktenkundig wiederholt werden)

  •	 ärztliches Attest für alle Personen, die zum Haushalt gehören, 
sofern die Kindertagespflege in den eigenen Wohnräumen statt-
finden soll

  •	 Nachweis über die Teilnahme an einem Kurs ”Erste Hilfe für Säug-
linge und Kleinkinder”

  •	 Hausbesuch durch das Amt für Jugend und Soziales vor Aufnah-
me eines Kindertagespflegekindes zur Prüfung der räumlichen 
Bedingungen (gem. Kindertagespflegeeignungsverordnung)

  •	 Abschluss notwendiger Versicherungen (Haftpflichtversiche-
rung/ Eintritt in die Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst 
und Wohlfahrtspflege (BGW) durch die Kindertagespflegeperson

5.	 Rücknahme der Pflegeerlaubnis

Die Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII wird durch den örtlichen Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe zurückgenommen oder widerrufen, 
wenn Gründe vorliegen, die eine Fortführung der Zusammenarbeit 
unzumutbar erscheinen lässt, insbesondere: 

1.	 wenn die Kindertagespflegeperson oder eine in ihrem Haushalt 
lebende Person wegen einer der nachstehenden Straftaten ver-
urteilt wurde: §§ 171, 174 a bis § 174 c, 176, 176 a, b, 177, 178, 
179 StGB 180, 180 a, 181 a, 182, 183, 183 a, 184, 225 StGB;

2.	 bei Vorliegen eines Führungszeugnisses mit Eintragungen der 
unter Punkt 1 aufgeführten Straftaten oder bei Nichtvorliegen 
eines solchen Führungszeugnisses; 

3.	 Kindertagespflegekinder unbeaufsichtigt geblieben sind oder 
ohne vorherige Absprache mit den Eltern und dem Amt für Ju-
gend und Soziales anderen Personen zur Beaufsichtigung über-
geben wurden, 

4.	 die Kindertagespflegeperson sich weigert, mit den Eltern, dem 
Amt für Jugend und Soziales, anderen öffentlichen Einrichtungen 
und Diensten z.B. Gesundheitsamt, Ordnungsamt zu kooperieren. 

5.	 von der Kindertagespflegeperson die von ihr erwartete Ver-
schwiegenheit gem. §§ 61 – 65 SGB VIII über alle das Kinderta-
gespflegekind und seine Familie betreffenden Angelegenheiten 
nicht gewahrt wird.

6.	 Kinderschutz

Der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe unterstützt die Quali-
tätsentwicklung der Kindertagespflegepersonen, insbesondere auch 
zur Erkennung von Kindeswohlgefährdungen im Rahmen des Kinder-
schutzes.

Die Umsetzung des Schutzauftrages bei Kindeswohlgefährdung ge-
mäß § 8a, Abs. 4 SGB VIII sowie die Aufgaben nach § 8b SGB VIII sind 
in der Kindertagespflege ebenfalls zu beachten. Es ist sicher zu stellen, 
dass Kindertagespflegepersonen den Schutzauftrag verantwortungs-
voll wahrnehmen. Bei Abschätzung des Gefahrenrisikos ist eine inso-
fern erfahrene Fachkraft von der Kindertagespflegeperson hinzuzu-
ziehen und die Fachaufsicht für Kindertagesbetreuung zu informieren.

7.	 Qualifikation und Eignung der Kindertagespflegeperson

Die Kindertagespflegeperson muss gemäß § 2 Kindertagespflege-
eignungsverordnung persönlich und gesundheitlich geeignet und 
auf ihre Tätigkeit fachlich vorbereitet sein.

Vor der Aufnahme des ersten Kindes in die Kindertagespflege muss 
die Kindertagespflegeperson an einem Vorbereitungslehrgang im 
Umfang von mindestens 30 Stunden eines durch das Land anerkann-
ten Trägers erfolgreich teilgenommen haben. Zusätzlich ist ein Kurs 
„Erste-Hilfe bei Säuglingen und Kleinkindern“ zu absolvieren. Dieser 
Kurs muss alle zwei Jahre aufgefrischt werden.

Wer zwei oder mehr fremde Kinder betreut und keine pädagogische 
Ausbildung hat, muss gemäß § 2 Abs. 2 Kindertagespflegeeignungs-
verordnung zusätzlich an einer mindestens 130 Stunden umfassen-
den Grundqualifizierung erfolgreich teilgenommen haben. Diese 
Grundqualifizierung soll möglichst tätigkeitsbegleitend erfolgen. 
Das Amt für Jugend und Soziales kann der Kindertagespflegeperson 
erlauben, während dieser Zeit zwei, bei besonderer Eignung drei 
fremde Kinder zu betreuen. Kindertagespflegepersonen, die über 
einen gemäß § 9 Kita-Personalverordnung anerkannten Berufsab-
schluss verfügen werden ohne einen Nachweis der Grundqualifizie-
rung als pädagogisch geeignet anerkannt. 

Kindertagespflegepersonen, die bisher an keiner Grundqualifizierung 
gemäß § Abs. 2 Kindertagespflegeeignungsverordnung teilgenom-
men haben, müssen spätestens bei der nächsten Erteilung der Erlaub-
nis zur Kindertagespflege eine erfolgreiche Teilnahme nachweisen.

Kindertagespflegepersonen, die Kinder mit einem besonderen ge-
sundheitlichen oder pädagogischen Bedarf oder Kinder über Nacht 
betreuen, müssen auf diese besonderen Anforderungen durch Teil-
nahme an zusätzlichen entsprechenden Qualifizierungsmaßnahmen 
vorbereitet sein.

Jede Kindertagespflegeperson soll an thematischen Arbeitstreffen 
teilnehmen und weist im Jahr mindestens 24 Stunden (Zeitstunden) 
Fortbildungen im Bereich der Frühpädagogik nach. 

Inhalte der Eignungsprüfung durch das Amt für Jugend und Soziales:

  •	 Prüfung der persönlichen Zuverlässigkeit und der gesundheitli-
chen Eignung

  •	 Prüfung der Sachkompetenz 

  •	 Prüfung der Kooperationsbereitschaft mit Eltern, anderen Kin-
dertagespflegepersonen und dem Amt für Jugend und Soziales

  •	 Prüfung der räumlichen Bedingungen (Vorhaltung kindgerech-
ter Räume)

  •	 Prüfung der Bereitschaft zur Annahme fachlicher Beratung

Geeignet ist die Kindertagespflege, wenn sie dem Kind eine geregel-
te und geordnete Versorgung und Förderung sichert. Dies wird unter 
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anderem gewährleistet durch:

  •	 Eingewöhnungsphase vor Aufnahme des Kindes in Anwesenheit 
der Hauptbezugsperson

  •	 Sicherstellung einer kindgerechten, vollwertigen Ernährung

  •	 regelmäßige Teilnahme an Fortbildungen 

  •	 Bereitschaft zur Qualifizierung, sofern keine pädagogische Aus-
bildung vorliegt (130 Stunden Grundqualifizierung)

  •	 Erarbeitung einer pädagogischen Konzeption und kontinuierli-
che Fortschreibung (alle 2 Jahre)

8.	 Pädagogische Konzeption 

Die Erstellung einer pädagogischen Konzeption ist Voraussetzung 
zur Erteilung der Pflegeerlaubnis. Gemäß § 3 Abs. 3 KitaG hat die Kin-
dertagespflegeperson die Umsetzung der Ziele und Aufgaben in ei-
ner eigenen pädagogischen Konzeption unter Berücksichtigung der 
„Grundsätze elementarer Bildung“ zu beschreiben. Die Konzeption 
ist Handlungsgrundlage und Leitfaden für die tägliche Arbeit einer 
Kindertagespflegeperson. Ziele und Methoden des pädagogischen 
Handelns, gesetzte Prioritäten und das eigene spezielle Profil müs-
sen klar erkennbar sein (auf der Grundlage der „Arbeitshilfe zur Er-
stellung der pädagogischen Konzeption für eine Kindertagesstätte“). 
Die Fortschreibung  durch die Kindertagespflegeperson (alle 2 Jahre) 
dient der persönlichen Reflexion und Weiterentwicklung der eige-
nen Praxis und gehört zum pädagogischen Standard.    

9.	 Erforderlichkeit und Umfang der Kindertagespflege

Die Stadt Frankfurt (Oder) erfüllt die Anforderungen gemäß § 24 Abs. 
3 SGB VIII sowie § 1 Kita-Gesetz Brandenburg wie folgt:

Kinder haben vom vollendeten ersten Lebensjahr einen Rechtsan-
spruch auf Erziehung, Bildung, Betreuung und Versorgung in Ange-
boten der Kindertagebetreuung. Kinder bis zum vollendeten ersten 
Lebensjahr haben einen Rechtsanspruch, wenn ihre familiäre Situa-
tion, insbesondere die Erwerbstätigkeit, die häusliche Abwesenheit 
wegen Erwerbssuche, die Aus- und Fortbildung der Eltern oder ein 
besonderer Erziehungsbedarf Tagesbetreuung erforderlich macht. 
Der Anspruch ist für Kinder im Alter bis zur Einschulung mit einer 
Mindestbetreuungszeit von sechs Stunden erfüllt. Längere Betreu-
ungszeiten sind zu gewährleisten, wenn die familiäre Situation des 
Kindes, dies erforderlich macht.

Für Kinder, die das 3. Lebensjahr noch nicht vollendet haben  ist ge-
mäß § 24 SGB VIII auf Antrag  Kindertagespflege zu vermitteln, wenn 
die Eltern dies wünschen.

Ein Rechtsanspruch auf eine Vermittlung in eine Kindertagespflege 
besteht nicht. Insbesondere können die Antrag stellenden Eltern 
trotz Erfüllung der Voraussetzungen zur Vermittlung einer Kinder-
tagespflege auf einen Platz in einer Kindertagesstätte in Frankfurt 
(Oder) verwiesen werden, sofern nicht genügend Kindertagespfle-
geplätze in Frankfurt (Oder) zur Verfügung stehen.

Der Umfang der täglichen Betreuungszeit richtet sich nach dem 
individuellen Bedarf und wird als tägliche Betreuungszeit nach 
folgender Staffelung gewährt:

  •	 bis zu 6 Stunden 

  •	 über 6 bis zu 8 Stunden 

  •	 über 8 Stunden 

10.	 Eingewöhnung

Die Kindertagespflegeperson bietet den Eltern eine Eingewöh-
nungszeit von bis zu 14 Tagen an. So wird dem Kind und den Eltern 
der Übergang von der Familie zur Kindertagespflege erleichtert. Die 
Eltern erhalten Einblick in den Tagesablauf in der Kindertagespflege 
und haben die Möglichkeit Fragen zur Organisation des Tages und zu 
konzeptionellen Vorstellungen zu stellen. 

11.	 Vertretungsregelung 

Mit Blick auf das Kindeswohl sollte insbesondere bei kleinen Kindern 
sichergestellt werden, dass eine geeignete Ersatzkraft zum Einsatz 
kommt, mit der sich die Kindertagespflegekinder und ihre Eltern 
nach Möglichkeit im Vorfeld weitgehend vertraut machen konnten. 
Da ohne Einverständnis mit den Eltern des Kindes kein Einsatz von 
Vertretungspersonen erfolgen darf, ist eine entsprechende Abspra-

che erforderlich. Über die Zeiten des Urlaubes und der Fortbildun-
gen sind rechtzeitig mit den Eltern Absprachen zu treffen. 

Stehen den Eltern eines Kindertagepflegekindes während der Aus-
fallzeiten der Kindertagespflegeperson nachweislich keine anderen 
Betreuungsmöglichkeiten zur Verfügung ist durch die Kindertages-
pflegeperson soweit möglich, die Kooperation mit Kindertages-
pflegestellen oder Kindertageseinrichtungen anzustreben. Diese 
müssen eine Pflegeerlaubnis nach § 43 SGB VIII oder eine Betriebser-
laubnis nach § 45 SGB VIII besitzen. 

Soweit andere Kindertagespflegepersonen oder Kindertagesstätten 
nicht zu Verfügung stehen, sind die Eltern bereits vor Aufnahme des 
Kindes in die Kindertagespflege von der Kindertagespflegeperson 
darauf hinzuweisen, dass ggf. familiäre Betreuungsmöglichkeiten 
genutzt werden müssen.

In Einzelfällen kann das Amt für Jugend und Soziales Kindertagespfle-
gepersonen, die über ausreichende Bedingungen verfügen, eine Auf-
nahme weiterer Kinder zum Zweck der Vertretung gestatten. Ist keine 
der nachfolgend aufgeführten Vertretungsmöglichkeiten gegeben, 
soll das Amt für Jugend und Soziales für eine Ersatzbetreuung sorgen.

12.	 Geldleistungen an die Kindertagespflegeperson 

Gemäß § 23 SGB VIII umfasst die Förderung in Kindertagespflege 
auch die Gewährung einer laufenden Geldleistung. Diese Geldleis-
tung beinhaltet per Gesetz

  •	 die Erstattung angemessener Sachaufwendungen, 

  •	 einen angemessenen  Beitrag zur Anerkennung der 
	 Förderungs- und Erziehungsleistung,

  •	 die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für 	
Beiträge zu einer Unfallversicherung, 

  •	 die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen 	 	 	
zu einer  angemessenen Alterssicherung.

  •	 die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen 	 	 	
zu einer angemessenen Kranken- und Pflegeversicherung.

Die Höhe der laufenden Geldleistung wird vom Träger der öffentli-
chen Jugendhilfe festgelegt.

Die angemessenen Sachaufwendungen (Betriebs- und Verwaltungs-
kosten/ Fortbildung/  Verbrauchsmaterialien wie z.B. Hygieneartikel, 
Bücher, Bastelmaterialien) und der angemessene Beitrag zur Aner-
kennung der Förderungs- und Erziehungsleistung werden als Tages-
pflegegeld bezeichnet.

Die Kosten für Mahlzeiten und Getränke sind Teil der Sachkosten und 
nicht gesondert von der Kindertagespflegeperson zu erheben; mit 
Ausnahme des Zuschusses der Eltern zur Versorgung des Kindes mit 
Mittagessen (Essengeld). Für das  Mittagessen ist gemäß § 17 Abs. 
1 Satz 1 KitaG ein Zuschuss in Höhe der durchschnittlich ersparten 
Eigenaufwendungen zu erheben. 

12.1.	 Voraussetzungen für die Gewährung von Geldleistungen

	 Geldleistungen werden auf der Grundlage des Bescheides 
„Feststellung eines Rechtsanspruches auf Kindertagesbetreu-
ung“ gewährt;

•	 sofern eine geeignete Kindertagespflegeperson vermittelt 
wird und die Förderung des Kindes in Kindertagespflege 
für sein Wohl geeignet und erforderlich ist;

•	 sofern eine selbstorganisierte Kindertagesbetreuung nach-
träglich als geeignet und erforderlich durch das Amt für 
Jugend und Soziales anerkannt wird;

•	 sofern ein Betreuungsvertrag zwischen den Eltern, der Kin-	
dertagespflegeperson und dem Amt für Jugend und Sozia-
les und

•	 eine Finanzierungsvereinbarung zwischen der Kinderta-
gespflegeperson und dem Amt für Jugend und Soziales 
abgeschlossen wird.

12.2.	 Erstattung angemessener Kosten für den Sachaufwand

	 Zum Sachaufwand im Sinne des § 23 Abs. 2 Nr. 1 SGB VIII ge-
hören all die sächlichen Mittel, die notwendig sind, um gegen-
über den leistungsberechtigten Kindern die in § 22 SGB VIII  
beschriebene Förderung zu erbringen, insbesondere:
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12.2.1	 Raumkosten (Mietkosten/ bei Nutzung privater Räume Nut-
zungskosten incl. Nebenkosten)

	 Der Kindertagespflegeperson wird für die Raumkosten der Kin-
dertagespflegestelle eine Miet- und Betriebskostenpauschale 
für die tatsächliche Nettogrundfläche, maximal jedoch für         
9 qm für jeden laut Pflegeerlaubnis zur Verfügung gestellten 
Platz gewährt. Dabei wird zwischen angemieteten Räumen für 
den Zweck der Kindertagespflege und eigenen (privaten) Räu-
men der Kindertagespflegeperson unterschieden. Bei eigenen 
Räumen der Kindertagespflegeperson erfolgt eine prozentua-
le Abminderung auf 7 qm/ Platz hinsichtlich der Räume (Bad, 
Küche, Flure), die nicht nur für die Kindertagespflege, sondern 
auch privat genutzt werden. 

	 Der örtliche Träger der Jugendhilfe kann im Einzelfall über 
die ortsübliche Höhe der Kaltmiete sowie Ausnahmen bei 
der Nettogrundfläche entscheiden. Alle sonstigen mit dem 
Mietverhältnis bzw. mit der Nutzung der eigenen Räume ver-
bundenen Betriebskosten gemäß Betriebskostenverordnung 
– BetrKV werden pauschal abgegolten. 

	 Findet die Betreuung im Haushalt der Eltern statt, werden kei-
ne Raumkosten bezuschusst.

12.2.2	 Sonstiger Sachaufwand

	 Der Kindertagespflegeperson wird für die sonstigen Sachkos-
ten der Kindertagespflegestelle pro betreutem Kind eine Pau-
schale im Monat gewährt, unter anderem für

•	 Hygiene- und Wäscheaufwand
•	 kindbezogenen Sachkosten (Spiel- und 
		  Beschäftigungsmaterial)
•	 Erhaltungsaufwand
•	 Verwaltungskosten
•	 Qualitätssicherung
•	 Verbrauchsmaterialien (außer Windeln)
•	 Notwendige Versicherungen außer Sozialversicherungen
•	 Mitgliedsbeiträge

		  Für die Erfüllung des Versorgungsauftrages gemäß KitaG ent-
hält das Tagespflegegeld einen pauschalen Zuschuss für die 
Frühstücks- und/ oder Vesperversorgung.

		  Pauschale für Kinder mit bis zu 6 h Betreuungszeit: 
		  9,00 €/ Kind/Monat für Frühstück oder Vesper

		  Pauschale Kinder mit mehr als 6 h Betreuungszeit:	  
18,00 €/Kind/Monat für Frühstück und Vesper

		  Findet die Betreuung im Haushalt der Eltern statt, kürzt sich 
der sonstige Sachaufwand um 50 Prozent.

12.3.	 Betrag zur Anerkennung der Förderleistung

	 Der Zugang zur Tätigkeit als Kindertagespflegeperson steht 
sowohl Personen mit pädagogischer als auch ohne eine pä-
dagogischen Ausbildung offen. Dies führt zu einer Unter-
scheidung in der Geldleistung. Der Betrag zur Anerkennung 
der Förderleistung der Kindertagespflegeperson ist gemäß § 
23 Absatz 2a SGB VIII leistungsgerecht nach dem Stand ihrer 
Qualifikation auszugestalten. Außerdem werden der zeitliche 
Umfang der Leistung und die Anzahl der betreuten Kinder be-
rücksichtigt. Der zeitliche Umfang richtet sich nach dem in der 
Einzelvereinbarung festgelegten Betreuungsumfang (Grund-
lage ist der Bescheid zur Gewährung des Rechtsanspruches).

	 Für die Ermittlung der Förderleistung für Kindertagespfle-
gepersonen orientiert sich die Stadt Frankfurt (Oder) am 
Aktionsprogramm Kindertagespflege – Förderung von Fest-
anstellungsmodellen des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend sowie der Expertise ‚Erarbeitung 
einer Kalkulationsgrundlage für die Bemessung der laufenden 
Geldleistung für Kindertagespflegepersonen gemäß § 23 SGB 
VIII‘ erstellt im Auftrag des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge e.V. für die Landeshauptstadt Dresden 
von Professor Dr. Johannes Münder. Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge e.V., Berlin im Mai 2017“.

	 Einstufung der Kindertagespflegepersonen:

-	 Kindertagespflegepersonen ohne pädagogischen oder sozi-
alen Beruf und unter 3 Jahren Berufserfahrung: TVöD Sozial- 
und Erziehungsdienst Entgeltgruppe S 2 

-	 Kindertagespflegepersonen ohne pädagogischen oder so-
zialen Beruf ab 3 Jahren Berufserfahrung: TVöD Sozial- und 
Erziehungsdienst Entgeltgruppe S 3 

-	 Kindertagespflegepersonen mit pädagogischem oder sozi-
alem Beruf gemäß § 9 Kita-Personalverordnung: TVöD Sozi-
al- und Erziehungsdienst Entgeltgruppe S 8a  

	 Auf der Grundlage der vorliegenden Unterlagen und Nach-
weise wird durch den öffentlichen Träger der Jugendhilfe 
eine Einstufung der Kindertagespflegeperson vorgenommen. 
Die Kindertagespflegeperson erhält einen Bescheid zur Ein-
stufung für die Förderungsleistung. Die Kindertagespflege-
person kann die Änderung der Einstufung beantragen. Der 
Antrag bedarf der Schriftform. Für eine Einstufung in eine 
höhere Entgelttabelle muss die Kindertagespflegeperson die 
Voraussetzungen nachweisen. Nach abschließender Prüfung 
wird die neue Entgeltstufe ab dem Folgemonat gezahlt.

12.4.	 Höhe und Umfang des Tagespflegegeldes

	 Die Höhe der laufenden Geldleistung ist der Anlage 1 dieser 
Richtlinie zu entnehmen.

	 Das Tagespflegegeld soll alle 3 Jahre auf Aktualität und An-
gemessenheit überprüft und mindestens entsprechend der 
Entwicklung des Verbraucherpreisindex des Vorvorjahres an-
gepasst werden. 

	 Es handelt sich bei den Beträgen nicht um eine Entlohnung im 
eigentlichen Sinn, sondern um einen Aufwendungsersatz, der 
eine Vergütung für geleistete Tätigkeit beinhaltet. Der Leistungs-
verpflichtete geht mit der Zahlung des Aufwendungsersatzes 
kein Arbeitsverhältnis mit der Kindertagespflegeperson ein.

	 Das Tagespflegegeld wird unter Zugrundelegung einer durch-
schnittlichen Betreuungsdauer von 230 Tagen im Jahr pau-
schaliert bemessen.

	 Bei Ausfallzeiten der Kindertagespflegeperson erfolgt eine 
Weiterzahlung für insgesamt 25 Arbeitstage im Jahr. Für wei-
tere Ausfallzeiten wird kein Tagespflegegeld gewährt.

	 Für die zu gewährende Eingewöhnungszeit (14 Tage) erhält 
die Kindertagespflegeperson eine Einmalzahlung in Höhe von 
75,00 €.

	 Durch das zu betreuende Kind oder dessen Eltern bedingte 
Unterbrechungen der Betreuungszeiten (z.B. durch Krankheit, 
Urlaub) werden durch die pauschalierte Jahresbetreuungs-
dauer erfasst und nicht separat berücksichtigt. Ausgenom-
men hiervon sind Unterbrechungszeiten, die einen zusam-
menhängenden Zeitraum von 4 Wochen überschreiten.

	 Auf Antrag kann im begründeten Einzelfall für einen über das 
Regelangebot der Kindertagespflege hinausgehenden bzw. 
einen kurzzeitigen oder geringfügigen Betreuungsbedarf ei-
nes Kindes in Absprache mit der Kindertagespflegeperson ein 
anteiliges  Tagespflegegeld gezahlt werden.

12.5. 	 Erstattung Aufwendungen für Unfallversicherung

	 Kindertagespflegepersonen sind gesetzlich bei der Berufs-
genossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege 
(BGW) als zuständigem Unfallversicherungsträger versichert. 
Kindertagespflegepersonen müssen sich als Selbständige im 
Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 9 SGB VII innerhalb einer Woche nach 
Aufnahme der Tätigkeit selbst anmelden. Bei Nachweis des 
bestehenden Versicherungsschutzes wird der BGW-Jahresbei-
trag in der jeweiligen Höhe erstattet.

	 Falls in besonderen Fällen, die glaubhaft gemacht werden 
müssen, eine gesetzliche Unfallversicherung nicht in Betracht 
kommt, erfolgt bei privater Absicherung eine Erstattung al-
lenfalls bis zur Höhe der Beiträge der gesetzlichen Unfallver-
sicherung.
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	 Personen, die gleichzeitig in der Kindertagespflege und in der 
Vollzeitpflege tätig sind, wird die Aufwendung für die Unfall-
versicherung nur einmalig für die Vollzeitpflege erstattet.

12.6. 	 Erstattung Aufwendungen für Alterssicherung

	 Nachgewiesene Beiträge zu einer angemessenen Alterssiche-
rung werden der Kindertagespflegeperson hälftig erstattet. 

	 Als angemessene Alterssicherung werden in Anlehnung an 
das Alterseinkünftegesetz Versicherungsformen der Basis-
versorgung (gesetzliche Rentenversicherung; private Leib-
rentenversicherung = „Rürup-Rente“) bzw., sofern eine Basis-
versorgung besteht, ergänzend eine Zusatzversorgung (z.B. 
Riester-Rente) definiert. Dies bedeutet grundsätzlich, dass 
die durch Beitragszahlungen erworbenen Ansprüche nicht 
beleihbar, nicht veräußerbar, nicht übertragbar und nicht ka-
pitalisierbar sind. Voraussetzung für eine Erstattung ist, dass 
die Alterssicherung/Rentenleistung zum Renteneintritt als 
laufende Geldleistung wirksam wird. 

		  Da der Gesetzgeber bei Kindertagespflege derzeit von keiner 
vollen Erwerbstätigkeit ausgeht (§§ 2 und 15 Abs. 4 Bundes-
erziehungsgeldgesetz) bezieht sich die Angemessenheit der 
Altersvorsorge auf eine Nebentätigkeit. Orientierung ist dabei 
das rentenversicherungspflichtige Mindesteinkommen von 
400,00 €. Der zurzeit geltende Mindestbeitragssatz zur gesetz-
lichen Alterssicherung beträgt 84,15 €, so dass eine hälftige 
monatliche Erstattung der Aufwendungen für Alterssicherung 
in Höhe von 42,08 € erfolgt.

		  Bei einer Änderung des Mindestbeitragssatzes zur gesetzlichen 
Alterssicherung nach SGB VI nimmt das Amt für Jugend und So-
ziales auf Antrag eine Anpassung des Erstattungsbetrages vor.

12.7. 	 Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer ange-
messenen Kranken- und Pflegeversicherung

		  Nachgewiesene Beiträge zu einer angemessenen Kranken-
versicherung und Pflegeversicherung werden der Kinderta-
gespflegeperson hälftig erstattet. Kindertagespflegeperso-
nen können selbst Mitglied einer privaten oder gesetzlichen 
Krankenversicherung oder beitragsfrei familienversichert sein 
(selbstständige Kindertagespflegepersonen bei zu versteu-
erndes Einkommen von derzeit unter 375,00 € monatlich).

		  Freiwillige gesetzliche Kranken- und Pflegeversicherung 

		  Kindertagespflegepersonen, die bis zu fünf gleichzeitig an-
wesende fremde Kinder in Kindertagespflege betreuen, gel-
ten als nicht hauptberuflich selbstständig (§§ 240, 10 SGB V). 
Bei einem Einkommen in Höhe von bis zu 875 EUR monatlich 
beträgt der Krankenversicherungsbeitrag im Regelfall 138,83 
EUR (Stand 2017). Wer eine eigene Krankenversicherung hat, 
muss auch Beiträge für die Pflegeversicherung zahlen. Der 
Beitragssatz beträgt derzeit 2,55% (mit eigenen Kindern) bzw. 
2,8% (ohne eigene Kinder), d.h. 25,29 EUR bzw. 27,77 EUR. 

		  Private Krankenversicherung 

		  Kindertagespflegepersonen können auch eine private Kran-
kenversicherung abschließen. Anders als bei der gesetzlichen 
Krankenkasse ist das Einkommen für die Höhe der Versiche-
rungsprämie nicht ausschlaggebend. Die Höhe der Prämie, 
die vom Versicherten zu zahlen ist, hängt vom abgesicherten 
Risiko, vom Eintrittsalter und vom Gesundheitszustand des 
Versicherten ab. Ein Wechsel von der privaten in die gesetz-
liche Krankenversicherung ist nur unter bestimmten Voraus-
setzungen möglich. Auch für private Krankenversicherungen 
können anteilig Kosten erstattet werden. Hierbei ist im Einzel-
fall die angemessene Höhe zu prüfen.

		  Bei einer Änderung der Beitragssätze nimmt das Amt für 
Jugend und Soziales auf Antrag eine Anpassung der Erstat-
tungsbeträge vor.

12.8. 	 Zahlungsweise

		  Das Tagespflegegeld wird jeweils für einen Monatszeitraum 
bargeldlos an die Kindertagespflegeperson gezahlt. Voraus-
setzung für die Auszahlung ist die Einreichung eines Nachwei-
ses über die Anwesenheit des/der Kindertagespflegekindes/r 

durch die Kindertagespflegeperson. 

		  Tagespflegegeld wird ab dem Tag der erforderlichen Aufnah-
me bei der Kindertagespflegeperson gewährt. Es wird für den 
Monat, in dem das Kind angemeldet und aufgenommen wird, 
in voller Höhe gewährt, sofern die Aufnahme bis zum 15. des 
Monats erfolgt. Sollte eine Aufnahme nach dem 15. des Mo-
nats erfolgen, so werden 50 % des Tagespflegegeldes gewährt.

		  Für die Eingewöhnungszeit erhält die Kindertagespflegeper-
son mit dem ersten Tagespflegegeld eine Einmalzahlung in 
Höhe von 75,00 €.

		  Der nachgewiesene Beitrag zur Unfallversicherung wird jähr-
lich rückwirkend für das laufende Jahr bargeldlos ausgezahlt.

		  Die hälftigen Beiträge zur Alterssicherung sowie zur Kran-
ken- und Pflegeversicherung werden nach Vorlage der ent-
sprechenden Bestätigungen jeweils monatlich bargeldlos mit 
dem Tagespflegegeld ausgezahlt. Die Nachweise für die Ren-
ten-, Kranken- und Pflegeversicherung sind innerhalb von vier 
Wochen nach Aufnahme des ersten Kindes und jährlich neu 
beim Leistungsverpflichteten einzureichen. Aus den Nachwei-
sen muss der monatliche Beitragssatz erkennbar sein.

12.9. 	 Änderung der Betreuungszeit während der Laufzeit des Be-
treuungsvertrages

		  Wird innerhalb eines Monats eine Änderung der Betreuungs-
zeit vereinbart, wird das entsprechend höhere oder niedrigere 
Tagespflegegeld mit Beginn des Folgemonats wirksam.

12.10. 	Beendigung der Leistung

		  Die Rücknahme, der Widerruf und die Aufhebung des Betreu-
ungsvertrages und der Finanzierungsvereinbarung, die Vor-
aussetzung für eine Geldleistungen nach Punkt 8 sind, richten 
sich nach den gesetzlichen Bestimmungen der §§ 44 ff. SGB X.

		  Die laufenden Geldleistungen enden mit Ablauf des Monats, 
in dem die Voraussetzungen nach Punkt 12.1. nicht mehr ge-
geben sind.

		  Die laufenden Geldleistungen enden unverzüglich, sofern die 
Pflegerlaubnis widerrufen wird.

13.	 Heranziehung der Personensorgeberechtigten zu den Kosten 

Gemäß § 90 Abs. 1 Punkt 3. SGB VIII können für die Inanspruchnah-
me von Kindertagespflege Kostenbeiträge erhoben werden. Gemäß 
den §§ 17 und 18 Abs. 2 KitaG sind die Elternbeiträge vom örtlichen 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe festzusetzen und zu erheben. 
Die Personensorgeberechtigten leisten demnach entsprechend der 
jeweils gültigen Satzung zur Erhebung und zur Höhe der Elternbei-
träge für Kindertagespflegeplätze in der Stadt Frankfurt (Oder) einen 
Kostenbeitrag an den örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe. 

14.	 Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt zum 01.04.2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt die 
„Richtlinie für Kindertagespflege in der Stadt Frankfurt (Oder) gemäß 
§§ 22 und 23 SGB VIII“ vom 12.11.2012 außer Kraft.

1 Um die Lesbarkeit zu vereinfachen wird in der Richtlinie der Begriff „El-
tern“ synonym verwendet für Mütter, Väter und Personensorgeberech-
tigte von Kindern.

Frankfurt (Oder), den 09.04.2018		

Dr. Martin Wilke 	
Oberbürgermeister
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Anlage 1   –  Übersicht monatliche Geldleistungen an private Kindertagespflegepersonen

tägliche 
Betreuungszeit

Sachaufwand
Förderungs-

leistung
Tagespflegegeld 
pro Kind/MonatRaumkosten sonstiger 

Sachaufwand
Verpflegung 

(ohne Mittagessen)

in eigenen Räumen der Kindertagespflegepersonen

A) Ohne abgeschlossene pädagogische Ausbildung/mit Erlaubnis gemäß § 43 SGB VIII 
(Anlehnung an Entgeltgruppe S 2, Stufe 2 TVöD SuE)

bis 6 Stunden 69 € 17 € 9 € 355 € 450 €
6 bis 8 Stunden 69 € 17 € 18 € 474 € 578 €
8 bis 10 Stunden 69 € 17 € 18 € 592 € 696 €

B) Ohne abgeschlossene pädagog. Ausbildung/mit Erlaubnis gemäß § 43 SGB VIII und mind. 3 Jahren Berufserfahrung 
(Anlehnung an Entgeltgruppe S 3, Stufe 2 TVöD SuE)

bis 6 Stunden 69 € 17 € 9 € 397 € 492 €
6 bis 8 Stunden 69 € 17 € 18 € 529 € 633 €
8 bis 10 Stunden 69 € 17 € 18 € 662 € 766 €

C) mit abgeschlossener pädagog. Ausbildung gemäß § 9 Kita-Personalverordnung/mit Erlaubnis gemäß § 43 SGB VIII 
(Anlehnung an Entgeltgruppe S 8a, Stufe 2 TVöD SuE)

bis 6 Stunden 69 € 17 € 9 € 453 € 548 €
6 bis 8 Stunden 69 € 17 € 18 € 605 € 709 €
8 bis 10 Stunden 69 € 17 € 18 € 756 € 860 €

in angemieteten Räumen

A) Ohne abgeschlossene pädagogische Ausbildung/mit Erlaubnis gemäß § 43 SGB VIII 
(Anlehnung an Entgeltgruppe S 2, Stufe 2 TVöD SuE)

bis 6 Stunden 89 € 17 € 9 € 355 € 470 €
6 bis 8 Stunden 89 € 17 € 18 € 474 € 598 €
8 bis 10 Stunden 89 € 17 € 18 € 592 € 716 €

B) Ohne abgeschlossene pädagog. Ausbildung/mit Erlaubnis gemäß § 43 SGB VIII und mind. 3 Jahren Berufserfahrung 
(Anlehnung an Entgeltgruppe S 3, Stufe 2 TVöD SuE)

bis 6 Stunden 89 € 17 € 9 € 397 € 512 €
6 bis 8 Stunden 89 € 17 € 18 € 529 € 653 €
8 bis 10 Stunden 89 € 17 € 18 € 662 € 786 €

C) mit abgeschlossener pädagog. Ausbildung gemäß § 9 Kita-Personalverordnung/mit Erlaubnis gemäß § 43 SGB VIII 
(Anlehnung an Entgeltgruppe S 8a, Stufe 2 TVöD SuE)

bis 6 Stunden 89 € 17 € 9 € 453 € 568 €
6 bis 8 Stunden 89 € 17 € 18 € 605 € 729 €
8 bis 10 Stunden 89 € 17 € 18 € 756 € 880 €

Frankfurt (Oder), den 09.04.2018		

Dr. Martin Wilke 	
Oberbürgermeister

Anlage 2   –  Übersicht monatliche Geldleistungen an Kindertagespflegepersonen in Festanstellung bei freien Trägern in angemieteten Räumen

tägliche 
Betreuungszeit

Sachaufwand
Förderungs-

leistung Gesamt Tagespflegegeld 
pro Kind/MonatRaumkosten sonstiger 

Sachaufwand
Verpflegung 

(ohne Mittagessen)

A) Ohne abgeschlossene pädagogische Ausbildung/mit Erlaubnis gemäß § 43 SGB VIII 
(Anlehnung an Entgeltgruppe S 2, Stufe 2 TVöD SuE)

bis 6 Stunden 89 € 32 € 9 € 426 € 556 €
705 €6 bis 8 Stunden 89 € 32 € 18 € 569 € 708 €

8 bis 10 Stunden 89 € 32 € 18 € 711 € 850 €

B) Ohne abgeschlossene pädagog. Ausbildung/mit Erlaubnis gemäß § 43 SGB VIII und mind. 3 Jahren Berufserfahrung 
(Anlehnung an Entgeltgruppe S 3, Stufe 2 TVöD SuE)

bis 6 Stunden 89 € 32 € 9 € 476 € 606 €
771 €6 bis 8 Stunden 89 € 32 € 18 € 635 € 774 €

8 bis 10 Stunden 89 € 32 € 18 € 794 € 933 €

C) mit abgeschlossener pädagog. Ausbildung gemäß § 9 Kita-Personalverordnung/mit Erlaubnis gemäß § 43 SGB VIII 
(Anlehnung an Entgeltgruppe S 8a, Stufe 2 TVöD SuE)

bis 6 Stunden 89 € 32 € 9 € 544 € 674 €
862 €6 bis 8 Stunden 89 € 32 € 18 € 726 € 865 €

8 bis 10 Stunden 89 € 32 € 18 € 907 € 1.046 €

Frankfurt (Oder), den 09.04.2018		

Dr. Martin Wilke 	
Oberbürgermeister ENDE DES AMTLICHEN TEILS


